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KOMMENTARE
zu Grüne/Parteitag
Damit ist klar: Entweder es
reicht für Schwarz-Gelb –
oder die Große Koalition
macht weiter. Verlierer sind
die Grünen, die als einzige
Partei mit Regierungsan-
spruch praktisch keine
Machtoption mehr haben; für
ein rot-rot-grünes Linksbünd-
nis ist die Zeit längst nicht reif.

BRAUNSCHWEIGER ZEITUNG

zu Steuersenkungen
Wir erinnern an die letzte
Wahl. Danach gab es die
größte Steuererhöhung aller
Zeiten durch die Große Ko-
alition, der auch die CSU an-
gehört. Die versprochene
Steuervereinfachung blieb
dagegen aus. Wer wird sich
im nächsten Wachstumsjahr
noch der Versprechen von
heute erinnern?

NORDBAYERISCHER KURIER,
BAYREUTH

zur Papst-Reise
Auch das ist Benedikts Bür-
de: Er darf sich von nieman-
dem vereinnahmen lassen –
weder von Israelis noch von
Palästinensern. Er kann er-
mahnen zum Frieden, aber er
kann nicht an einer Friedens-
lösung für den Nahen Osten
mitwirken. Benedikts Besuch
ist ein Balanceakt. Jeder Fehl-
tritt wäre zu viel. Er muss auf
dieser Reise alles richtig ma-
chen – das ist seine einzige
Chance auf Bewährung.

WETZLARER NEUE ZEITUNG

Auftritte des Oberhaupts der
katholischen Kirche haben
aber immer auch eine politi-
sche Dimension. Und so wan-
delt der deutsche Papst auf ei-
nem dornenreichen Weg der
Versöhnung, der auch Irrita-
tionen der Vergangenheit
ausräumen soll.

DRESDNER NEUESTE NACHR.
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„Das Mandat reicht völlig aus“
FDP-Verteidigungsexperte Rainer Stinner zum Bundeswehr-Einsatz gegen Piraten

erwarte als Parlamentarier von
einer Bundesregierung, die
vom Parlament einfordert, ein
Mandat zu verabschieden,
dass sie dann auch in der Lage
ist, dieses Mandat auch wirk-
lich auszuführen.

- Wie weit würden Sie
gehen? Darf die Bundes-
wehr auf Schiffe schießen?

Im Notfall auch das. Das ist
klar. Aber ich möchte mich
als Politiker ausdrücklich
nicht auf den Feldherrenhü-
gel stellen. Die Bundesregie-
rung hat beschlossen, dass
wir aktiv gegen Piraten vorge-
hen. Und ich erwarte, dass sie
in der Lage ist, das auch um-
zusetzen. Ob sie das mit
Kampfschwimmern machen,
mit Schallkanonen oder ei-
nem Schuss in die Ruderanla-
ge: Es ist nicht meine Aufga-
be, das zu beurteilen.

- Was sagen denn die
Betroffenen?

Viele Bundeswehrsoldaten
sind unglücklich darüber, wie
die Diskussion insgesamt
läuft. Auch, weil ein Schatten
auf die Marine selber fällt. Ich
bekomme aus der Bundes-
wehr große Unterstützung für
meine Argumentation.
Interview: Ines Pohl

Das ist ja die alte Frage, die
seit Beginn der gesamten Dis-
kussion über den Kampf ge-
gen Piraterie im Raume steht.
Schon vor ziemlich genau ei-
nem Jahr wurde deutlich,
dass die Union mit völlig fal-
schen Argumenten behauptet
hat, die Marine könnte ei-
gentlich gar nicht gegen Pira-
ten vorgehen. Die Union ver-
sucht ein weiteres Mal, durch
eine Änderung des Grundge-
setzes die Aufgabentrennung
zwischen Bundeswehr und
Polizei zu verwischen. Das
werden wir nicht zulassen.

- Was sollte den jetzt
konkret passieren, um Pan-
nen wie die um die Hansa
Stavanger zu vermeiden?

Nun, die Bundesregierung
muss endlich Klarheit schaf-
fen, was die Abläufe und Auf-
gaben der Mission Atalanta
angeht. Es ist ein Armutszeug-
nis, dass wir im Dezember das
Mandat verabschiedet haben,
nach dem Piraten gefangen ge-
nommen werden dürfen, aber
bis heute niemand weiß, wie
man im konkreten Fall reagie-
ren soll. Wir haben ja das er-
bärmliche Schauspiel gese-
hen, mit welcher Unklarheit
die Bundesregierung mit Ge-
fangenen umgegangen ist. Ich

auch die GSG 9 entsprechend
auszurüsten, damit sie in der
Lage sind, die ihnen zugewie-
senen Aufgaben zu erfüllen.
Es ist ein Armutszeugnis für
die Bundesregierung, dass wir
als reiche Exportnation da-
rauf angewiesen sind, dass
ausländische Kräfte unsere
ureigenen Aufgaben wahr-
nehmen. Wir haben wie kaum
ein anderes Land ein unheim-
liches Interesse an sicheren
Seewegen, und nicht nur was
die Schiffe anbelangt, die un-
ter deutscher Flagge segeln.
Denn unsere Güter werden ja
von den unterschiedlichsten
Reedereien transportiert.

- Teilen Sie die These,
dass Schäuble eine Verfas-
sungsänderung auch des-
halb anstrebt, um den Ein-
satz der Bundeswehr im In-
neren zu ermöglichen?

ta-Mission reichen völlig aus.
Die gegenwärtigen Diskussio-
nen, die von Innenminister
Wolfgang Schäuble und der
Bundeskanzlerin angescho-
ben werden, sind reine Nebel-
kerzen, die verschleiern sol-
len, dass die Bundesregierung
ihre Hausaufgaben nicht ge-
macht hat.

- Was meinen Sie genau?
Es gibt eindeutige Beschlüsse
im Weißbuch aus dem Jahr
2006, dass die Bundeswehr
auch die Aufgabe hat, Geiseln
zu befreien. Es gibt also kei-
nerlei rechtliche Unklarheit.
Die einzige Unklarheit, die
besteht, ist die zwischen dem
Innen- und dem Verteidi-
gungsministerium. Die waren
sich offensichtlich nicht einig,
wie sie vorgehen sollen. Das
sind aber operative Probleme
der Regierung. Mit einer ge-
setzgeberischen Uneindeutig-
keit hat das gar nichts zu tun.

- Was muss den passie-
ren, dass solche Pannen,
wie jetzt im Zusammen-
hang mit der Befreiung der
Hansa Stavanger, vermie-
den werden?

Die Bundesregierung muss
sowohl das KSK (eine Bun-
deswehr-Eliteeinheit) als

Die Diskussion um die Strate-
gie der Bundesregierung im
Kampf gegen Piraten reißt
nicht ab. Jetzt fordert die Uni-
on, die Befugnisse der Bun-
deswehr durch eine Verfas-
sungsänderung zu erweitern.
Der FDP-Verteidigungsexper-
ten Rainer Stinner hält diese
Forderung für überflüssig.

- Was sieht das Mandat
vor, das der Bundestag be-
schlossen hat? Darf die Bun-
deswehr den aktiven
Kampf gegen Piraten auf-
nehmen oder nur Schiffe
des Welternährungspro-
grammes begleiten?

Das Bundeswehrmandat er-
laubt ausdrücklich den akti-
ven Kampf gegen Piraterie. In
den Aufgaben und in dem
Auftrag ist zwar auch be-
schrieben, dass Schiffe mit
humanitären Gütern an Bord
begleitet werden sollen. Aber
es ist zudem nicht nur erlaubt,
sondern sogar gefordert, dass
die Bundeswehr aktiv gegen
solche Schiffe und Menschen
vorgeht, die Piratenakte be-
gangen haben oder dabei
sind, Piratenakte zu begehen.

- Also reichen die Be-
fugnisse eigentlich aus?

Die Befugnisse für die Atalan-

Rainer Stinner
Abgeordneter und Verteidi-

gungsexperte der FDP

Pakistan contra Taliban

Die USA brauchen die prowestliche Regierung von Pa-
kistan, um die Atomwaffen des Landes unter Kontrolle
zu halten, und um sich im benachbarten Afghanistan (wo
die Taliban auf dem Vormarsch sind) nicht auch noch der
letzten Erfolgschancen zu berauben. Die Regierung in Is-
lamabad benötigt die von Washington großzügig verteil-
ten US-Dollars, um sich über Wasser halten zu können.

Was die Regierungen in Washington und Islamabad ver-
bindet, ist eine auf tönernen Füßen stehende Zweckehe.
Um deren überschaubare Haltbarkeit nicht zusätzlich zu
begrenzen, muss Islamabad Erfolge im Kampf gegen die
Taliban vorweisen. Wie groß die gemeldeten Erfolge wirk-
lich sind, dürfte sich kaum feststellen lassen: Taktik und
Täuschung gehören auf beiden Seiten zum Geschäft. Und
überprüfen lassen sich die Angaben ohnehin nicht.

Was oft – und auch dies aus taktischen Gründen – über-
sehen oder zumindest heruntergespielt wird: Das Wort
Taliban ist auch ein Synonym für eine tief im pakistani-
schen Volk verankerte Geisteshaltung. Pakistan wurde
gegründet, um den Islam zu verwirklichen. Es ist ein
fundamentalistisches Land, in dem Staatszerfall, Atom-
waffen und der Terrorismus eine extrem gefährliche Mi-
schung bilden. Wer diese „Bombe“ entschärfen will,
sollte sich bewusst machen, dass es mit zu Siegen ver-
klärten Teilerfolgen gegen die Taliban nicht getan ist.

Taktik und Täuschung

Werner Menner
Sie erreichen den Autor unter
Werner.Menner@merkur-online.de

Der Steuerstreit der Union spornt die Wahlkämpfer der
SPD zu verbalen Höchstleistungen an. Im Vergleich zu
CDU und CSU sei „ein Hühnerhaufen eine geordnete For-
mation“, höhnt SPD-General Heil. Das stimmt. Wie gut,
dass wenigstens die Sozialdemokraten ihre Formation
gefunden haben. Steinmeier, Müntefering und Co. mar-
schieren Seit’ an Seit’ – nur leider in die falsche Richtung.

Während SPD-Chef Müntefering die von der CSU gefor-
derte Entlastung der Durchschnittsverdiener von der „kal-
ten Progression“ (also dem rein teuerungsbedingten Hinein-
rutschen breiter Einkommensgruppen in immer höhere
Steuertarife) in gespielter Besorgnis als „völlig illusorisches“
Wahlgeschenk geißelt, verteilen die Genossen beidhändig
Milliarden, die nicht ihnen, sondern den Steuerzahlern ge-
hören. Und zwar  für Dinge, die mit dem Begriff Unfug
noch freundlich beschrieben sind. Mit Abwrackprämie,
Lohnsteuerprämie und anderen Merkwürdigkeiten pflas-
tert die SPD den Weg in die Staatswirtschaft – und tut
gleichzeitig so, als habe sie in der Person von Finanzminister
Steinbrück die finanzpolitische Solidität für sich gepachtet.

Das ist ein schon ein ziemlich dreister Schwindel – aber ei-
ner, der bei der Bundestagswahl Profit verspricht. Dann je-
denfalls, wenn es CDU und CSU nicht gelingt, zackig zu ei-
ner gemeinsamen Linie in der Steuerpolitik zu finden.
Denn klar ist: Das politische Lager, das den Wählern glaub-
würdig vermitteln kann, bei der Suche nach dem Weg aus
der Weltwirtschaftskrise über den richtigen Kompass zu
verfügen, wird im Herbst den Sieg davontragen. Dass große
Teile der ostdeutschen CDU fiskalpolitisch auf die SPD-
Linie eingeschwenkt sind, ist nicht der Beweis für deren
Richtigkeit – sondern allenfalls dafür, dass die CDU in der
wiedervereinigten Republik Maß und Mitte verloren hat.
Zu dieser politischen Achsenverschiebung nach links ge-
hört auch der semantische Trick, vor „Steuergeschenken“
zu warnen, wo es in Wahrheit darum geht, dass der Staat
den Bürgern einen Teil seiner unrechtmäßig angeeigneten
Steuermehreinnahmen zurückgibt. Wo bitte soll der Auf-
schwung herkommen, wenn der Staat seine Normalver-
diener ausplündert, um Autokäufer zu subventionieren?

Georg Anastasiadis
Sie erreichen den Autor unter
Georg.Anastasiadis@merkur-online.de

Union, SPD und der schicksalhafte Steuerstreit

Dreister Schwindel

Schäuble wollte damit errei-
chen, dass die Bundeswehr
auch unabhängig von Bundes-
tagsmandaten Polizeieinhei-
ten etwa bei Geiselbefreiungen
unterstützen kann. Für die An-
ti-Piraten-Mission „Atalanta“
wurde etwa ein Einsatzgebiet
bis 500 Seemeilen vor der Küs-
te festgelegt. Außerhalb dieses
Gebiets darf die Bundeswehr
nicht tätig werden.

Unterstützung für seinen
Vorstoß erhielt Schäuble von
Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel. Die SPD wies ihn dagegen
erneut schroff zurück. Schäu-
ble solle sich besser keine
Hoffnungen auf eine Realisie-
rung seiner Vorstellungen ma-
chen, sagte SPD-Chef Franz
Müntefering. SPD-Generalse-
kretär Hubertus Heil ergänzte,
nicht die Kompetenzen der
Bundeswehr, sondern Ausrüs-
tungsdefizite seien das Pro-
blem. „Darüber muss gespro-
chen werden. Aber dafür brau-
chen wir keine Grundgesetz-
änderung.“

Tatsächlich hätte eine Zu-
satzklausel in der Verfassung
für die gescheiterte Geiselbe-
freiung vor Somalia keine Re-
levanz gehabt. Der Krisenstab
des Auswärtigen Amts befass-
te sich nicht mit solchen recht-
lichen Fragen, weil ein Ein-
greifen der Bundeswehr durch
das Bundestagsmandat ge-
deckt gewesen wäre.

artikel 87a vorgelegt. „Außer-
halb des Hoheitsgebiets der
Bundesrepublik Deutschland
dürfen die Streitkräfte nach
den Regeln des Völkerrechts
auch zur Unterstützung der
zuständigen Bundesbehörden
eingesetzt werden“, sollte die-
se lauten.

be für die Bundeswehr“, sagte
er. „Dafür müssen wir ihr aber
auch die rechtlichen Grundla-
gen durch eine Grundgesetz-
änderung geben.“

Einen Vorschlag dafür hat
Schäuble bereits im Septem-
ber 2008 in Form einer Zusatz-
klausel für den Grundgesetz-

der 24 Geiseln auf dem Frach-
ter „Hansa Stavanger“ und der
Polizisten abgebrochen wor-
den. Schäuble zeigte sich ent-
täuscht davon. Er erklärte das
Scheitern damit, dass die Ver-
legung der Spezialkräfte ins
Krisengebiet zu lange dauerte.
„Eigentlich ist das eine Aufga-

Der Kampf der Bundes-
wehr gegen die Piraterie
vor dem Horn von Afrika
hat den politischen Streit
um die Ausweitung der
Kompetenzen der Armee
neu angefacht. Bundes-
innenminister Schäuble
stößt mit seinem Plädo-
yer bei der SPD aber auf
taube Ohren.

VON MICHAEL FISCHER

Berlin – Die Ausweitung der
Bundeswehrkompetenzen ge-
hört zu den Lieblingsthemen
von Bundesinnenminister
Wolfgang Schäuble. Seit Jah-
ren kämpft der CDU-Politiker
dafür, den Streitkräften im An-
ti-Terror-Kampf Aufgaben zu
übertragen, die bisher der Po-
lizei vorbehalten sind. Ob-
wohl sich die SPD in den ver-
gangenen dreieinhalb Jahren
vehement gegen seine Vorstö-
ße wehrte, lässt der Innenmi-
nister nicht locker.

Jetzt hat er wieder einen An-
lass gefunden, mit seiner For-
derung vorzupreschen: eine
gescheiterte Mission der Poli-
zeieinheit GSG 9 zur Befrei-
ung deutscher Geiseln aus den
Fängen somalischer Piraten.
Die Operation war wegen zu
hoher Risiken für das Leben

Schäubles Vorstoß geht ins Leere
MEHR KOMPETENZEN FÜR DIE BUNDESWEHR? .....................................................................................................................................................................................................

Piratenjagd: die deutsche Fregatte Rheinland-Pfalz beim Einsatz vor Afrika

 Holger Eichele
Sie erreichen den Autor unter
Holger.Eichele@merkur-online.de

 Die Piraten und das Grundgesetz

Wäre die Lage nicht so ernst, könnte man der Bundesre-
gierung bescheinigen, sie kämpfe fast ein wenig zu ent-
schlossen gegen die weltweite Wirtschaftskrise: Monat
für Monat überweist Deutschland Lösegelder in Millio-
nenhöhe an die somalische Piraten-Industrie – ein Kon-
junkturprogramm für Kriminelle. Je mehr Handelsschiffe
von Piraten gekapert und von westlichen Regierungen
ausgelöst werden, desto massiver treten die Banden auf.

Deutschland fehlt es an zwei Dingen: der Entschlossen-
heit, notfalls mit dem Einsatz militärischer Gewalt gegen
die Kriminellen vorzugehen, und der technischen Aus-
rüstung, um auch auf hoher See Geiseln zu befreien. Was
nutzen Top-Spezialeinheiten wie die GSG 9, wenn Kapa-
zitäten für den Lufttransport fehlen? Das leidige Problem
ist seit 20 Jahren bekannt – Kanzlerin Merkel und ihre
Minister sollten also bitte nicht so tun, als hätten sie gera-
de erst davon erfahren. Statt die Ausstattung der Streit-
kräfte zu verbessern – auch dies wäre ein Konjunkturpro-
gramm – bricht die Union wieder einmal eine Gespens-
terdiskussion über eine Grundgesetzänderung vom
Zaun. Wozu? Der Fall „Hansa Stavanger“ hat gezeigt:
Bundeswehr und Bundespolizei können schon jetzt ge-
gen Piraten vorgehen. Dass die waghalsige Aktion abge-
blasen wurde, lag gewiss nicht am Grundgesetz.

Ablenkungsmanöver


